


Liebe Leserinnen und Leser, 

die erste Plenarwoche nach 
der Sommerpause ist been-
det. In der heutigen Ausgabe 
der Landtagspost finden Sie 
Informationen zu den The-
men:

Weitere Themen:
•	 Bäumer: Bestmöglich 

geeignetes Endlager 
auswählen 

•	 Siemer: Vergabe von EU 
Mitteln ist an die Einhal-
tung rechtsstaatlicher 
Prinzipien zu knüpfen 

•	 Bäumer und Dammann-
Tamke: Niedersächsischer 
Weg ist einzigartig in 
Deutschland und ein 
großer Schritt für Na-
turschutz und Landwirt-
schaft

•	 Dammann-Tamke: Sind in 
der Prävention gegen Af-
rikanische Schweinepest 
gut vorbereitet – Preis-
verfall gefährdet Erzeuger

•	 Meyer: Müssen sexuellen 
Missbrauch von Kindern 
und Jugendlichen noch 
konsequenter und effekti-
ver bekämpfen

Ihr Martin Bäumer

Der Landtag hat sich in seiner gestrigen Sitzung 
dem Thema Endlagerstandort gewidmet. Es stelle 
sich die Frage, wie hochradioaktiver Müll für eine 
sehr lange Zeit sicher gelagert werden kann. Am 
28. September 2020 wird die Bundesgesellschaft 
für Endlagerung (BGE) einen Zwischenbericht 
veröffentlichen, der die Suche nach einem Standort 
einschränken wird. „In Frage kommen Gebiete, wo 
die geologischen Mindestanforderungen nach den 
bislang bekannten Daten und Fakten gegeben sind. 
Also ein mindestens 300 Meter starkes Deckge-
birge, unter dem sich eine mindestens 100 Meter 
mächtige Schicht aus Ton, Salz oder Granit befindet“, so der stellvertretende Vorsitzende der CDU-
Landtagsfraktion Martin Bäumer.

Nach Veröffentlichung des Berichts werde ein umfangreiches Verfahren starten, in dem der Zwischen-
bericht auf Teilkonferenzen diskutiert wird. „Unserer Fraktion ist wichtig, dass dieses Verfahren nach 
der Suche eines bestmöglich geeigneten Endlagers so geführt wird, wie es im Standortauswahlgesetz 
vorgesehen ist. Also partizipativ, wissenschaftsbasiert, transparent, selbsthinterfragend, lernend und 
reversibel. Jeder geeignete Standort muss unter die Lupe genommen“, so Bäumer

Der eingebrachte Antrag der Fraktionen von SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP beinhaltet 
Forderungen an die Landesregierung für dieses Verfahren. „Es soll darauf geachtet werden, dass die 
festgelegten Regularien strikt eingehalten werden, dass die Verfahrensschritte nachvollziehbar sind und 
dass eine konstruktiv-kritische Begleitung des Verfahrens im Interesse der Einwohner Niedersachsens 
vorhanden ist“, so Bäumer.

Auch soll für die Diskussion in den Teilgebietskonferenzen ausreichend Zeit eingeplant werden und 
ein Corona-Regime mit einbezogen werden. Für die Bezahlung von Sachverständigen und für weitere 
öffentliche Veranstaltungen sollen die entsprechenden Haushaltsmittel bereitgestellt werden. „Bezüg-
lich der Haushaltsmittel sind sich die Umweltarbeitskreise von SPD und CDU während der Haushalts-
beratungen einig geworden, hierfür einen nennenswerten Betrag für das Jahr 2021 einzustellen. Bei der 
weiteren Forschung im Zusammenhang mit der Endlagerung dieser Abfälle soll der Bund unterstützen, 
damit auf einem stets hohen und aktuellen Niveau eingelagert werden kann. Dieses Land ist schon 
einmal bei der Suche nach einem Endlager gescheitert und das darf sich nicht wiederholen“, so Bäumer 
weiter.

„Wir, die die Vorteile des Atomstroms gerne genossen haben, müssen auch für die sichere Lagerung 
des hochradioaktiven Mülls in unserem Land sorgen und nicht im Ausland oder auf dem Mond. Das 
sind keine ernsthaften Optionen. Jeden Tag, den das Endlager später kommt, steht der Atommüll länger 
in einem Zwischenlager, das niemals an die Sicherheit eines Atomendlagers herankommen wird“, so 
Bäumer abschließend.

Martin Bäumer
Stellvertretender Vorsitzender der CDU-Landtagsfraktion für 
Umwelt und Petitionen, Sprecher der CDU-Landtagsfraktion 
für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz
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Bäumer: Bestmöglich geeignetes Endlager auswählen – Konstruktiv-
kritische Begleitung des Verfahrens im Interesse Niedersachsens

 „Mit dem Beitritt zur EU hat sich Polen zu den Grundwerten der Europäischen Union bekannt. 
Nicht zuletzt dank der engen Einbindung Polens in die EU hat sich z.B. das polnische Ingenieur-
wesen hervorragend entwickelt. Inzwischen ist jedoch eine bedenkliche Gegenbewegung zu 
beobachten: seit Jahren krempelt die nationalkonservative Regierung unseres Nachbarlandes 
das polnische Justizsystem um und versucht, auch andere Bereiche des öffentlichen Lebens „auf 
Linie“ zu bringen“, so Stephan Siemer, europapolitischer Sprecher der CDU-Landtagsfraktion. 
Statt individueller Verwirklichung verlange sie Konformität, statt einer fairen Kräfteverteilung 
zwischen Staat und Bürgern fordere sie Gehorsam ein.

„Immer mehr Kommunen und Gebietskörperschaften in Polen erklären sich zu Schwulen- und 
Lesben-Freien Zonen. Es gehen z.B. Nachrichten wie diese über den Ticker: In Polen nehmen 
Diskriminierung und Hetze gegen Homosexuelle zu. Der jetzige Staatspräsident Polens Andrzej 

Duda hat im Wahlkampf gegen Schwule und Lesben seines Landes gehetzt“, so der Europapolitiker weiter.  Diese Hetze, diese Diskriminierung 
gegen Menschen, die die gleichen Rechte genießen wie alle, habe mit den Werten der EU, mit Rechtsstaatlichkeit in der EU nichts zu tun.

Mit Polen lasse es ein wichtiger Mitgliedstaat der Europäischen Union nicht nur am nötigen Bekenntnis zu den Grundwerten der EU fehlen. Die 
Organe dieses Mitgliedstaates würden sich auch aktiv abwenden und die polnische Gesellschaft spalten.

„Unser gestriger Entschließungsantrag stellt klare Forderungen auf, um solches Verhalten zu sanktionieren: Die Vergabe von EU Mitteln ist 
an die Einhaltung rechtsstaatlicher Prinzipien zu knüpfen, die Verletzung von Rechten und Werten auf europäischer Eben zu thematisieren 
und ggfs. auch über ein Expertengremium zu vertiefen“, so Siemer. Die Diskriminierung von Schwulen und Lesben müsse bei den polnischen 
Partnern thematisiert werden und beim Eingehen künftiger Partnerschaften müsse die  Einhaltung von EU-Grundwerten als Maßstab angesetzt 
werden.

„In der parlamentarischen Beratung unseres gestern eingebrachten Antrags werden wir uns genau mit diesen Punkten befassen“, so der Abge-
ordnete.

Siemer: Vergabe von EU Mitteln ist an die Einhaltung rechtsstaatlicher Prinzipien zu knüpfen – 
Diskriminierung von Minderheiten muss zur Sprache kommen

„Der 14.09.2020 ist ein historischer Tag. CDU und SPD haben an diesem Tag einen Gesetzent-
wurf in den Landtag eingebracht, der den Naturschutz in Niedersachsen deutlich verbessern 
wird. Und ich werde Ihnen drei Gründe nennen, warum ich diesen Tag mit der Einbringung des 
Gesetzes für historisch halte“, erklärte Martin Bäumer, stellvertretender Vorsitzender der CDU-
Landtagsfraktion.

„In der öffentlichen Wahrnehmung entsteht manchmal das Gefühl, als könnte nur eine Partei 
den Naturschutz hinbekommen. Tatsache ist aber, CDU und SPD sind mit diesem Gesetz weiter 
gekommen als es die Grünen jemals waren. Dabei hatten die in Niedersachsen schon einmal 
einen Umweltminister“, so Bäumer.

Ein weiterer Grund sei, dass die die Vorarbeiten für dieses Gesetz im Konsens zwischen Landesregierung, Landwirtschaft und Naturschutz 
entstanden sein. „Aus den unterschiedlichen Positionen hat die Landesregierung unter Beteiligung der Betroffenen Vorschläge entwickelt, 
die den Naturschutz in Niedersachsen voranbringen, ohne die Landwirtschaft zu zerstören“, so der Umweltexperte.
„Und der dritte Grund ist: Etwas wie den Niedersächsischen Weg gibt es nirgendwo anders in Deutschland. Unser Niedersächsischer Weg 
ist in der Form, wie er entstanden ist, einmalig. Wenn das nicht historisch ist“, so Bäumer.

Helmut Dammann-Tamke, ebenfalls stellvertretender Fraktionsvorsitzender, ergänzt: „Das einzigartige am Niedersächsischen Weg war, ist 
und wird es zukünftig hoffentlich wieder sein, dass die Naturschutzseite und die Landwirtschaft sich gemeinsam in Form eines durch die 
Landesregierung moderierten Prozesses auf den Weg gemacht haben. Grundlage für alles sollte Vertrauen sein.“
Dieses Vertrauen sei im Mai 2020 auf eine harte Probe gestellt worden, als parallel zur Konstituierung des Lenkungsausschusses der NABU 
medienwirksam in Hannover die Unterschriftensammlung zum Volksbegehren startete.  „Gleichzeitig wurde ein enormer Zeitdruck aufge-
baut, mit der Forderung, die entsprechenden Gesetzentwürfe bis spätestens November 2020 zu verabschieden. Wir haben im Rahmen der 
Aktuellen Stunde im Juni-Plenum dieses Ausscheren des NABU‘s ausreichend gewürdigt“, so Dammann-Tamke.

Ausdrücklich lobte der Agrarpolitiker die Rolle des zweiten großen Umweltverbandes BUND, dem es zu verdanken sei, dass zumindest in 
Teilen weiterhin im gegenseitigen Vertrauen in den drei eingesetzten Arbeitsgruppen verhandelt wurde.

Bäumer und Dammann-Tamke: Niedersächsischer Weg ist einzigartig in Deutschland und ein 
großer Schritt für Naturschutz und Landwirtschaft

Meine Redebeiträge zu den Themen Endlagersuche, Klimagesetz und zum 
„Niedersächsischen Weg

Meine Redebeiträge finden Sie auf YouTube: 
www.youtube.com/MartinBaeumerMdL
oder auf meiner Facebook-Seite: MartinBaeumerMdL
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„Vor dem Hintergrund der erschütternden Missbrauchsfälle von Lügde, Bergisch Gladbach und 
Münster ist es notwendig, dass der sexuelle Missbrauch von Kindern und Jugendlichen noch 
konsequenter und effektiver bekämpft wird“, erklärt Volker Meyer, sozialpolitischer Sprecher 
der CDU-Landtagsfraktion in der Plenarsitzung vom 14.09.2020.

Daher habe Justizministerin Barbara Havliza in den vergangenen Wochen wiederholt die 
Anhebung der Mindeststrafe des § 176 Abs. 1 StGB gefordert. Damit würde der sexuelle 
Missbrauch von Kindern künftig mit einer Mindestfreiheitsstrafe von einem Jahr belegt. „Denn 
sexueller Kindesmissbrauch ist ein Verbrechen, kein Vergehen“, so Meyer.

Der Bund hat dazu jetzt einen Gesetzentwurf vorgelegt. „Neben der Einführung des Begriffs 
„Sexualisierte Gewalt gegen Kinder“, der das Unrecht der Täter klar beschreibt, wird der 

Grundtatbestand der sexualisierten Gewalt gegen Kinder künftig ein Verbrechen sein, mit einem Strafrahmen von einem Jahr bis zu 15 Jah-
ren Freiheitsstrafe“, so der Sozialpolitiker. Weitere Strafverschärfungen sein für die Verbreitung, den Besitz und die Besitzverschaffung von 
Kinderpornografie, das gewerbs- und bandenmäßige Verbreiten von Materialien und für Taten mit oder vor Dritten vorgesehen.

„Eine hohe Strafe und eine unvermeidbare Gerichtsverhandlung können ihre abschreckende Wirkung jedoch nur unter einer Voraussetzung 
entfalten: nämlich dann, wenn der Täter ernsthaft damit rechnen muss erwischt zu werden“, ist Meyer überzeugt. Daher bedürfe es umfas-
sender Ermittlungsbefugnisse der Strafverfolgungsbehörden. Dies gelte in besonderem Maße für die Verfolgung von Kinderpornografie im 
Internet und Darknet.

Ein besserer Schutz von Kindern lässt sich aber durch einen klugen Mix aus schärfere Strafen, einer noch effektiveren Strafverfolgung, Prä-
vention und Qualifizierung der Justiz erreichen.

„Zu diesem klugen Mix gehört auch die Anzeigepflicht eines geplanten sexuellen Missbrauchs von Kindern – eine Forderung unseres 
beschlossenen Antrages“, so Meyer.

Meyer: Müssen sexuellen Missbrauch von Kindern und Jugendlichen noch konsequenter und 
effektiver bekämpfen

„Der erste Fall von Afrikanischer Schweinepest in Deutschland fordert noch mehr Wachsam-
keit von uns. Wir haben uns gut vorbereitet, sind seit Jahren für das Thema sensibilisiert und 
in der Prävention gut aufgestellt“, so Helmut Dammann-Tamke, stellvertretender Vorsitzender 
der CDU-Landtagsfraktion.

Mit Sorge blickt der Agrarexperte aber auf die die Märkte: „Der deutsche Verbraucher ver-
zehrt nur ca. 65 % des geschlachteten Schweins. Die sogenannten Schlachtnebenprodukte wie 
Ohren, Pfoten, Schwänze und Knorpel  finden im deutschen und europäischen Markt keinen 
Absatz. Deshalb werden wir weiter Schweinefleischprodukte exportieren müssen.“

„Große Sorgen bereitet uns auch der drohende Preisverfall für Schweinefleisch. Besonders 
betroffen sind die Betriebe der Ferkelerzeuger. Sie sind das schwächste Glied in der Wertschöpfungskette und ihnen steht ein brutaler 
Strukturwandel bevor“, so Dammann-Tamke.

Neben den neuen Herausforderungen zur Umsetzung der Nutztierhaltungs-Verordnung  sei zu befürchten, dass sie der Mut weiter zu 
investieren verlassen wird. „Damit würde sich die Ferkelerzeugung ins Ausland verlagern. Dem Tierwohl würde damit ein Bärendienst 
erwiesen“, so der Agrarpolitiker.

Dammann-Tamke: Sind in der Prävention gegen Afrikanische Schweinepest gut vorbereitet – 
Preisverfall gefährdet Erzeuger
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